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Wo bleibt der 
Nachwuchs?

Deutschland zählt zu den Industrienationen mit den niedrigsten Geburten-

raten. Die politische Klasse hat den ausbleibenden Nachwuchs als Wahl-

kampfthema entdeckt. Kann Politik die Kinderwünsche junger Paare steu-

ern? Ein Blick in sozialwissenschaftliche Fachzeitschriften.

Foto: picture alliance

  3019_Mitbestimmung_10/04.qxd  01.10.2004  19:41 Uhr  Seite 60

hl
New Stamp



61Mitbestimmung 10/2004

. „Die Welt hat sich auf den Kopf gedreht“: Unter diesem

Titel berichtet der Politikwissenschaftler Francis G. Castles

von der Universität in Edinburgh (Großbritannien) in

Ausgabe 3/2003 des „Journal of European Social Policy“

über Entwicklung und Bestimmungsgründe der Geburten-

raten westlicher Industrienationen. Man rechnet, dass sich

die Bevölkerung eines Landes reproduziert, wenn auf jede

Frau durchschnittlich 2,08 Kinder kommen. Im Jahr 1960

betrug die durchschnittliche Fertilitätsrate in den 21

OECD-Ländern 2,88: Die Bevölkerung wuchs. Im Jahr

1998 kamen auf jede Frau nur noch durchschnittlich 1,59

Kinder, und keiner der westlichen Industriestaaten über-

schritt die Marge von 2,08. Hinter dem Durchschnitt von

1,59 Kindern im Jahr 1998 verbirgt sich dennoch eine

enorme Ländervarianz. Mit einer Fertilitätsrate von 2,07

lagen die USA nur knapp hinter jener Geburtenrate, die die

Bevölkerungszahl konstant halten würde. In Schlusslicht

Spanien wurden nur 1,16 Kinder pro Frau geboren. Auch

Deutschland gehört zur Gruppe der Länder mit unter-

durchschnittlichem Nachwuchs (1,36). Eine hundert Jah-

re durchgehaltene Fertilitätsrate von 1,30 würde bedeuten,

dass die Bevölkerung Jahr für Jahr um 1,5 Prozent

schrumpft und dass am Ende nur noch ein Viertel der Ein-

wohner übrig wäre. Von dieser Marge ist Deutschland

nicht weit entfernt. Fertilitätsraten unter 1,6, schätzen Ex-

perten, sind auch durch Migration kaum auszugleichen.

Für den Sozialwissenschaftler ist das eigentlich Ver-

blüffende an der Analyse von Geburtenraten nicht deren

Rückgang, sondern die völlige Verkehrung all dessen,

was man noch vor 25 Jahren zu wissen glaubte. Fakto-

ren, die früher in Richtung hoher Geburtenraten wirkten,

sind heute Ursachen für Kindermangel. Früher waren es

die Länder mit hohem Katholikenanteil, niedriger Frau-

enerwerbsquote, kleinen Dienstleistungssektoren und

niedrigen Scheidungsraten – vor allem die südeuropäi-

schen Länder, aber auch Deutschland – in denen der meis-

te Nachwuchs geboren wurde. Heute gilt das genaue

Gegenteil. Irgendwann in der zweiten Hälfte der 80er

Jahre scheinen die kausalen Mechanismen ihre Richtung

gewechselt zu haben. Die englischsprachigen Länder, ge-

folgt von den skandinavischen Ländern, weisen die höch-

sten Geburtenraten auf, während die Bevölkerung in

Ländern wie Spanien, Italien, Deutschland und Öster-

reich in besonders rascher Schrumpfung begriffen ist.

Ursache dieser historischen Umkehrung ist, so legt

Castles dar, ein tief greifender Präferenz- und Wertewan-
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del. Die Nachkriegsgeneration sah sich als erste mit einer

Situation konfrontiert, in der die Arbeit so produktiv ge-

worden war, dass ein Familienmitglied mit der Heirat,

spätestens aber mit dem ersten Kind aufhören konnte zu

arbeiten – in aller Regel die Frau. In Ländern, in denen

Frauen aus dem Arbeitsmarkt entlassen wurden, war die

Bereitschaft zur Familiengründung groß. Das konservati-

ve Modell der Hausfrau in Kinderzimmer und Küche

trifft bekanntlich nicht mehr die Wünsche junger Paare.

Heutzutage ist es gerade die Vereinbarkeit von Familie

und Beruf, die die Bereitschaft fördert, Nachwuchs groß-

zuziehen. Niedrige Frauenerwerbsquoten zeigen heute

an, dass eine solche Vereinbarkeit nicht existiert. Das Er-

gebnis sind niedrige Fertilitätsraten.

Die Angebote an Familien sind defizitär

Neben Castles widmet sich auch die Wirtschaftswissen-

schaftlerin Alícia Adserà von der Universität Illinois/

Chicago in Ausgabe 1/2004 des „Journal of Population“

Economics der Analyse von Geburtenraten westlicher In-

dustrieländer. Adserà und Castles arbeiten heraus, dass es

vor allem zwei Gruppen von Faktoren sind, die die Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf fördern und deshalb der

Schrumpfung der Bevölkerung entgegenwirken. Erstens:

Geburtenraten sind dort hoch, wo junge Paare ausrei-

chende Unterstützung in der Phase der Familiengründung

erhalten, zum einen finanzielle Unterstützung, zum ande-

ren ein ausreichendes Angebot der Kinderbetreuung.

Zweitens bestehen deutliche Zusammenhänge zwischen

Fertilitätsraten und der Beschaffenheit von Arbeits-

marktinstitutionen. Flexible Arbeitsmärkte, hohe Teil-

zeitquoten, hohe Chancen auf Wiedereinstieg nach

Schwangerschafts- und Erziehungspausen und große öf-

fentliche Beschäftigungssektoren ermutigen junge Paare,

Familien zu gründen.

Wie sind diese Variablen auf die westlichen Indus-

trieländer verteilt? Es gibt jeweils zwei Wege zu famili-

enfreundlichen Institutionen der Kinderbetreuung und

des Arbeitsmarkts. In den skandinavischen Ländern

sorgt der Staat, in der englischsprachigen Ländergrup-

pe der Markt für Betreuungsangebote. In den kontinen-

taleuropäischen Ländern hingegen ignoriert der Staat

seine Zuständigkeit bei der Bereitstellung einer Infra-

struktur zur Kinderbetreuung, verhindert mit hohen

Abgaben auf niedrig produktive Arbeit aber gleichzei-

tig, dass sich ein entsprechendes Angebot über den

Markt entwickelt. Ähnlich verhält es sich auf dem Ar-

beitsmarkt. Die englischsprachigen Länder sind durch

flexible Arbeitsmärkte mit hohen Wiedereintrittschan-

cen gekennzeichnet. In Nordeuropa sorgen große öf-

fentliche Sektoren mit garantiertem Rückkehrrecht

nach Schwangerschafts- und Erziehungspausen dafür,

dass Frauen nicht dauerhaft vom Erwerbsleben ausge-

schlossen bleiben. In Kontinental-, besonders aber Süd-

europa hingegen sind die Frauenerwerbsquoten niedrig,

die wegen fehlender Infrastruktur anfallenden Pausen

lang und die Wiedereintrittschancen in den Arbeits-

markt gering. Im Jahr 1995 betrug die Erwerbslosen-

quote von Frauen zwischen 25 und 34 Jahren in den

USA und Australien um die sechs Prozent, in Europa

aber elf Prozent, darunter zwanzig Prozent in Italien

und sogar 34 Prozent in Spanien. Eigentlich kein Wun-

der, dass Paaren die Entscheidung zur Familiengrün-

dung unter diesen Bedingungen schwer fällt.

Wie kommen junge Familien in Deutschland mit dem

defizitären Betreuungsangebot zurecht? Den Zusammen-

hang zwischen Betreuungsangebot und Fertilität in

Deutschland untersuchen in Nummer 3/2004 der „Zeit-

schrift für Soziologie“ die Autoren Karsten Hank (Mann-

heimer Forschungsinstitut Ökonomie und demografi-

scher Wandel), Michaela Kreyenfeld (Max-Planck-Insti-

tut für demografische Forschung, Rostock) und C. Ka-

tharina Spieß (Deutsches Institut für Wirtschaftsfor-

schung, Berlin) anhand von Umfragedaten der Jahre

1996 bis 2000. In Deutschland kommt externe Kinder-

betreuung fast ausschließlich über öffentliche bezie-

hungsweise öffentlich geförderte Einrichtungen zustan-

de. Privat-gewerbliche Angebote spielen kaum eine Rol-

le. Bei der Versorgung mit öffentlichen Angeboten zeigen

sich nach wie vor deutliche Unterschiede zwischen Ost-

und Westdeutschland.

Armer Osten? Armer Westen: Im Jahr 1998 lag die

Versorgungsquote im Bereich der Kinderhorte in den

neuen Ländern bei fast 70 Prozent, im Westen bei nur

sechs Prozent. Ähnlich verhält es sich bei der Versorgung

mit Kinderkrippen, die im Osten mit 36 Prozent zehnmal

so hoch ausfällt wie in den alten Bundesländern. Fast al-

le ostdeutschen Kindergartenplätze sind Ganztagsplätze,

im Westen gerade mal ein Fünftel. Vier Stunden Kinder-

garten erhöhen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf

nicht. Auch hinsichtlich der Verbreitung von Ganztags-

schulen hat der Osten die Nase vorn. In der DDR gelang

Z

  3019_Mitbestimmung_10/04.qxd  01.10.2004  19:41 Uhr  Seite 62



63Mitbestimmung 10/2004

der Aufbau eines flächendeckenden Systems von Betreu-

ungsplätzen für Kinder aller Altersklassen. Im Westen

hingegen gelten Kinderkrippen noch immer als anrüchig.

Im Jahr 2000 stimmten im Rahmen einer ALLBUS-Um-

frage zwei Drittel der Westdeutschen der Aussage zu, ein

Kleinkind werde „sicherlich darunter leiden, wenn seine

Mutter berufstätig ist“. In den fünf neuen Ländern sind

nur ein Drittel der Befragten dieser Meinung.

Hank, Kreyenfeld und Spieß legen dar, dass sich die

Dichte der Versorgung mit Betreuungsangeboten in ost-

deutschen Regionen positiv auf die Fertilität auswirkt. Für

die westdeutschen Befragten lässt sich hingegen kein ent-

sprechender Effekt nachweisen. Die Autoren interpretie-

ren diesen Sachverhalt dahingehend, dass gewisse Schwel-

lenwerte überschritten sein müssen, bevor die Versor-

gungsdichte einen Unterschied macht. Für den Entschluss

zur Familiengründung ist irrelevant, ob die Wahrschein-

lichkeit auf einen Hort- oder Krippenplatz gering oder

verschwindend gering ist. In den alten Ländern macht es

hingegen einen Unterschied, ob informelle Betreuungs-

netzwerke durch Verwandte verfügbar sind. Wohnt die

Mutter der Befragten am selben Ort, steigt die Wahr-

scheinlichkeit einer Schwangerschaft um dreißig Prozent.

Das Kindergeld zu erhöhen, 
reicht nicht aus

Und was tut die Bundesregierung? Die „Gewerkschaft-

lichen Monatshefte“ haben ihre diesjährige Sommeraus-

gabe (7-8/2004) der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

gewidmet. Neben anderen lesenswerten Beiträgen bietet

die Münsteraner Politikwissenschaftlerin Irene Gerlach

eine Gesamtschau auf sechs Jahre rot-grüner Familien-

politik. Der Regierung bescheinigt die Autorin Trippel-

schritte in die richtige Richtung, die aber gewiss nicht

ausreichen, um die familienpolitische Zielsetzung im Ko-

alitionsvertrag von 1998 zu erreichen: „Wir wollen

Deutschland wieder zu einem kinder- und familien-

freundlichen Land machen.“ Gewisse Verbesserungen

hat die Bundesregierung bei der sozialen Lage der Fami-

lien bewirkt. Zu den ersten Maßnahmen nach dem Re-

gierungswechsel zählte eine Erhöhung des Kindergelds.

Eine zweite Kindergelderhöhung, in Zusammenhang mit

einer Erhöhung des Kinderfreibetrags, folgte als Konse-

quenz aus Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts. Spe-

ziell für Geringverdiener wurde mit Wirkung ab dem 1.

Januar 2005 zusätzlich ein Kinderzuschlag von maximal

140 Euro beschlossen. Das ist immerhin etwas.

Im für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ent-

scheidenden Themenfeld, der Versorgung mit Betreu-

ungsangeboten, fällt das Urteil über die rot-grüne Regie-

rung widersprüchlicher aus. Wegen der Finanzknappheit

der ostdeutschen Kommunen ist eine Beschleunigung des

Versorgungsabbaus zu befürchten. Bereits in den 90er

Jahren wurde die Zahl der Kindertageseinrichtungen in

den neuen Ländern erheblich reduziert, was sich bisher

nur aufgrund des noch rascheren Geburtenrückgangs

nicht negativ auf die Versorgungsquote ausgewirkt hat.

Beschleunigt sich der Abbau, wird die effektive Versor-

gungsquote sinken und weiter sinkende Geburtenraten

nach sich ziehen. Zweifellos positiv, wenn auch vor dem

Hintergrund knapper Kommunalkassen in Ost und West

sicherlich nicht durchschlagend, sind die von Wirt-

schaftsminister Clement zugesagten vier Milliarden Euro

für den Ausbau der Kinderbetreuung, die durch Einspa-

rungen im Zuge der Hartz-Reformen finanziert werden

sollen. Wie Gerlach darlegt, dürfen aber auch die famili-

enpolitischen Risiken der neuen Zumutbarkeitsregeln

nicht unterschätzt werden. Zukünftig gilt Arbeit für

Hilfsbedürftige grundsätzlich als zumutbar, sobald das

jüngste Kind drei Jahre alt ist; teilen die Betroffenen die-

se Ansicht nicht, werden Leistungen gekürzt. Derart de-

finierte Zumutbarkeit setzt Betreuungsangebote voraus,

die aber noch gar nicht geschaffen sind. Das ermutigt

nicht gerade zur Familiengründung. .

ALLBUS

Mit der Allgemeinen Bevölke-

rungsumfrage der Sozialwissen-

schaften (ALLBUS) werden aktuelle

Daten über Einstellungen, Ver-

haltensweisen und Sozialstruktur

der Bevölkerung in der Bundesre-

publik Deutschland erhoben.
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